
Sehr geehrte Frau Kreispräsidentin Kirner, 
Sehr geehrte Kreistagsmitglieder, 
Sehr geehrter Herr Landrat Gaarz, 

 
wir wenden uns als Verein an Sie, der sich seit mehr als zehn Jahren mit großem 
Engagement für Ostholsteiner Bürger*innnen einsetzt. Ein Schwerpunkt ist die 
Flüchtlingshilfe. 
In dieser Zeit haben wir zahlreiche geflüchtete Menschen begleitet, unterstützt und 
auf ihrem Weg in unsere Gesellschaft gefördert. Unser Einsatz umfasst die 
Begleitung von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen in den Bereichen Schule, 
Schulabschluss, Berufsorientierung, Ausbildung und Integration. 
Besonders viele junge Menschen haben wir über Jahre hinweg unterstützt. Die 
überwiegende Mehrheit hat ihren Weg erfolgreich gemeistert, Schulabschlüsse 
erworben, Ausbildungen begonnen oder abgeschlossen und ist heute in Arbeit, 
Studium oder einer anderen Form gesellschaftlicher Teilhabe angekommen. 
Diese Erfahrungen zeigen deutlich, dass Integration gelingen kann, wenn Menschen 
eine faire Chance erhalten und von einer engagierten Gemeinschaft getragen 
werden. 
 
Umso größer sind bei uns die Sorge, die Betroffenheit und inzwischen auch die 
Frustration über die aktuelle Entwicklung in Ostholstein. Die zunehmenden 
Abschiebungen sorgen nicht nur bei den betroffenen Menschen und ihren Familien 
für erhebliche Verunsicherung, sondern erschüttern auch das Vertrauen vieler 
Ehrenamtlicher, die sich seit Jahren mit großem persönlichem Einsatz für Integration 
und gesellschaftlichen Zusammenhalt engagieren. 
 
Viele von uns erleben die aktuellen Entscheidungen als schwer nachvollziehbar. Es 
entsteht zunehmend der Eindruck, dass Integrationsleistungen, Schulabschlüsse, 
erfolgreich absolvierte Ausbildungen, bestehende Arbeitsverhältnisse sowie die 
sozialen Bindungen der Betroffenen nicht ausreichend berücksichtigt werden. Dies 
führt nicht nur zu Unverständnis und Unmut, sondern bei vielen Ehrenamtlichen auch 
zu großer Enttäuschung und zunehmend zu Wut. 
 
Wir investieren seit Jahren unzählige Stunden unserer Freizeit, begleiten Menschen 
durch schwierige Lebenssituationen, unterstützen sie beim Spracherwerb, in der 
Schule, in der Ausbildung und bei der Integration in unsere Gesellschaft. Wenn 
Menschen, die sich nachweislich integriert haben und Teil unserer Gemeinschaft 
geworden sind, dennoch abgeschoben werden, stellt sich für viele Ehrenamtliche die 
Frage, welchen Stellenwert ihr Engagement und die erreichten Integrationserfolge 
überhaupt noch haben. 
 
Besonders besorgniserregend ist dabei die Wirkung auf den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt. Integration gelingt nicht allein durch staatliche Maßnahmen, sondern 
vor allem durch die tägliche Arbeit unzähliger Bürgerinnen und Bürger, die 
Verantwortung übernehmen und Brücken zwischen Menschen bauen. Wenn diese 
Bemühungen wiederholt ins Leere zu laufen scheinen, entsteht die Gefahr, dass 
Motivation, Vertrauen und Bereitschaft zum ehrenamtlichen Engagement nachhaltig 
beschädigt werden. 
 
Nicht zuletzt hat auch Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier wiederholt betont, 
dass das Ehrenamt eine tragende Säule unseres Gemeinwesens ist und wesentlich 
zum gesellschaftlichen Zusammenhalt beiträgt. Gerade deshalb erwarten viele 
Engagierte, dass ihr Einsatz ernst genommen und bei Entscheidungen mit 
weitreichenden Folgen angemessen berücksichtigt wird. 
 



Zusätzlich erleben wir es als zunehmend schwierig, mit der zuständigen 
Zuwanderungs- beziehungsweise Ausländerbehörde in Kontakt zu treten. Selten  bis 
fast gar nicht gelingt es, telefonisch oder per E-Mail Kontakt aufzunehmen und 
Auskünfte zu erhalten oder offene Fragen zu klären. Nach unserem Eindruck hat sich 
diese Situation in den vergangenen Monaten noch deutlich verschlechtert. Dies 
verstärkt die Verunsicherung aller Beteiligten zusätzlich und erschwert eine 
konstruktive Zusammenarbeit erheblich. 
 
Wir möchten daher gerne verstehen, nach welchen Kriterien Entscheidungen über 
Abschiebungen getroffen werden und warum diese in vielen Fällen trotz erkennbarer 
Integrationsleistungen erfolgen. 
Wir bitten Sie deshalb um Auskunft zu folgenden Fragen: 
• Nach welchen Kriterien werden Entscheidungen über Abschiebungen getroffen? 
• Welche Bedeutung haben Integrationsleistungen, Schulabschlüsse, Ausbildungen, 
bestehende Arbeitsverhältnisse sowie soziale Bindungen bei diesen 
Entscheidungen? 
• Welche Möglichkeiten haben ehrenamtliche Unterstützerinnen und Unterstützer, 
Informationen zu erhalten oder Anliegen vorzubringen? 
• Wie soll eine vertrauensvolle Zusammenarbeit gelingen, wenn eine Erreichbarkeit 
der zuständigen Behörde oftmals nicht gegeben ist? 
• Welche konkreten Maßnahmen werden ergriffen, um die Kommunikation und 
Transparenz gegenüber Ehrenamtlichen und Betroffenen zu verbessern? 
 
Wir erwarten eine nachvollziehbare Antwort und einen ernsthaften Dialog. Unser 
gemeinsames Ziel sollte es sein, Transparenz zu schaffen und Entscheidungen 
verständlich zu machen. Rechtsstaatlichkeit und Menschlichkeit dürfen dabei kein 
Widerspruch sein. Ebenso wenig darf der Eindruck entstehen, dass jahrelange 
Integrationsbemühungen, ehrenamtliches Engagement und gelebter 
gesellschaftlicher Zusammenhalt am Ende ohne Bedeutung bleiben. 
 
Darüber hinaus halten wir es für sinnvoll, den Dialog zwischen Verwaltung, 
Ehrenamtlichen, Politik und interessierter Öffentlichkeit zu stärken. Die aktuellen 
Entwicklungen haben bei vielen Bürger*innen Fragen, Unsicherheiten und 
Gesprächsbedarf ausgelöst. 
 
Wir regen daher an, eine öffentliche Informations- und Diskussionsveranstaltung 
beziehungsweise eine Podiumsdiskussion unter Beteiligung der Leitung der 
Zuwanderungsbehörde, politischer Vertreterinnen und Vertreter sowie ehrenamtlich 
Engagierter durchzuführen. Eine solche Veranstaltung könnte dazu beitragen, 
Entscheidungsprozesse transparenter zu machen, Missverständnisse abzubauen 
und das gegenseitige Verständnis zu fördern. 
Gerade in einer Zeit, in der gesellschaftlicher Zusammenhalt und Vertrauen in 
staatliche Institutionen von großer Bedeutung sind, halten wir einen offenen und 
ehrlichen Austausch für unverzichtbar. Viele Ehrenamtliche, die sich seit Jahren für 
Integration und das Gemeinwohl einsetzen, wünschen sich die Möglichkeit, ihre 
Erfahrungen, Fragen und Sorgen direkt mit den Verantwortlichen zu besprechen. 
 
Wir als Verein wären gerne bereit, an der Organisation einer solchen Veranstaltung 
mitzuwirken und unseren Beitrag zu einem konstruktiven Dialog zu leisten. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Forum Eutine.V. 
Für den Vorstand 
Marie-Theres Bernegger und Christa Wörmann 


